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2 3 6 . Verordnung: 1. Außenhandelsverkehrs-Verordnung.
2 3 7 . Verordnung: Verlängerung der Frist zur Geltendmachung von Ansprüchen nach dem Zweiten Rückgabegesetz.
2 3 8 . Verordnung: Invalidenfürsorgebeirat.
2 3 9 . Kundmachung: Wiederverlautbarung des Lebensmittelgesetzes.

236. Verordnung des Bundesministeriums
für Handel und Wiederaufbau vom 18. Sep-
tember 1951 über die Durchführung des

Außenhandelsverkehrsgesetzes 1951
(1. Außenhandelsverkehrs-Verordnung 1951).

Auf Grund der §§ 2 und 4 des Bundesgesetzes
vom 4. April 1951, BGBl. Nr. 105, über die
Regelung des Warenverkehrs mit dem Ausland
(Außenhandelsverkehrs-Gesetz 1951) wird ver-
ordnet:

§ 1. Rechtsgeschäfte, welche die Ausfuhr von
in der Anlage A oder die Einfuhr von in der
Anlage B des Außenhandelsverkehrsgesetzes 1951
angeführten Waren oder den Austausch von
Waren gegeneinander zum Gegenstande haben,
sind vor ihrem Abschluß dem Bundesministe-
rium für Handel und Wiederaufbau, Zentral-
stelle für Aus- und Einfuhr, Wien, III., Metter-
nichgasse 4, unter Benützung der hiefür von
dieser Stelle aufgelegten Formulare zu melden.

§ 2. Meldeformulare, die auf Grund des
Außenhandelsverkehrsgesetzes 1948, BGBl.
Nr. 251, aufgelegt wurden, können bis auf
weiteres benützt werden.

§ 3. Das Bundesministerium für Handel und
Wiederaufbau, Zentralstelle für Aus- und Ein-
fuhr, teilt die Entscheidung über das angemel-
dete Rechtsgeschäft dem Bundesministerium für
Finanzen mit, welches die Bewilligung ausfertigt
und die Oesterreichische Nationalbank, etwaige
andere beteiligte Stellen und den Antragsteller
verständigt.

§ 4. (1) Anläßlich der Ausfuhr und Einfuhr
von Waren sind dem Abfertigungszollamt außer
einer Außenhandelsverkehrs-Beitragserklärung
gemäß § 6 der Kostenbeitragsordnung vom
31. Dezember 1948, BGBl. Nr. 2/1949, in der
Fassung der Verordnung des Bundesministeriums
für Handel und Wiederaufbau vom 7. Februar
1950, BGBl. Nr. 70, vorzulegen:

bei der Ausfuhr genehmigungspflichtiger
Waren — Ausfuhrbewilligung und Export-
valutaerklärung,

bei der Einfuhr genehmigungspflichtiger
Waren — Einfuhrbewilligung,

bei der Ausfuhr nicht genehmigungs-
pflichtiger Waren (sogenannter Freiwaren) —
Exportvalutaerklärung,

bei der Einfuhr nicht genehmigungs-
pflichtiger Waren — devisenrechtliche Be-
willigung.

(2) Die durch anderweitige Vorschriften ver-
fügte Verpflichtung zur Vorlage weiterer Nach-
weise bleibt unberührt.

Kolb

237. Verordnung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung vom 6. Oktober 1951
über die Verlängerung der Frist zur Geltend-
machung von Ansprüchen nach dem Zweiten

Rückgabegesetz.

Auf Grund des § 3 Abs. 3 des Bundesgesetzes
vom 22. Juni 1949, BGBl. Nr. 165, über die
Rückgabeansprüche aufgelöster oder verbotener
demokratischer Organisationen als Bestand-
nehmer (Zweites Rückgabegesetz) wird ver-
ordnet:

Die Frist für die Geltendmachung der An-
sprüche gemäß dem Zweiten Rückgabegesetz
wird bis 31. Dezember 1952 verlängert.

Maisel

238. Verordnung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung vom 8. Oktober 1951

über den Invalidenfürsorgebeirat.

Auf Grund der §§ 4, 6 und 8 des Bundes-
gesetzes vom 3. Juli 1946, BGBl. Nr. 144, über
die Errichtung eines Invalidenfürsorgebeirates,
wird im Einvernehmen mit den beteiligten
Bundesministerien verordnet:
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Abschnitt I.

§ 1. Vereinigungen von Kriegsinvaliden und
Kriegshinterbliebenen, die einen Anspruch auf
das Vorschlagsrecht im Sinne des ,§ 4 Abs. 1
des Bundesgesetzes vom 3. Juli 1946, BGBl.
Nr. 144, über die Errichtung eines Invaliden-
fürsorgebeirates erheben, sind vom Bundes-
ministerium für soziale Verwaltung durch öffent-
liche Bekanntmachung aufzufordern, binnen
einer Frist von vier Wochen ihre Vorschläge zu
erstatten und ihre Satzungen beizubringen.

§ 2. (1) Bewerben sich mehrere Vereinigungen,
auf die die Voraussetzungen des § 4 Abs. 1
des Bundesgesetzes vom 3. Juli 1946, BGBl.
Nr. 144, zutreffen, um das Vorschlagsrecht, so
hat sie das Bundesministerium für soziale Ver-
waltung hievon mit der Weisung zu verstän-
digen, ihm binnen zwei Wochen anzuzeigen, ob
zwischen ihnen ein Übereinkommen über die
Aufteilung des Vorschlagsrechtes erzielt wurde.
Kommt ein solches Übereinkommen nicht zu-
stande, so sind die Vereinigungen vom Bundes-
ministerium für soziale Verwaltung aufzufor-
dern, binnen einer Frist von zwei Wochen die
Zahl ihrer Mitglieder mitzuteilen und einen Aus-
zug aus der Vermögensgebarung für das der Be-
werbung um das Vorschlagsrecht unmittelbar
vorausgehende Kalenderjahr vorzulegen; aus
dem Auszug muß die Höhe der für dieses
Kalenderjahr vereinnahmten Mitgliedsbeiträge
und deren Einzelhöhe ersichtlich sein.

(2) U n t e r l ä ß t eine Vereinigung die fristgerechte
Mit tei lung über den Mitgliederstand und die
Vorlage des Auszuges aus der Vermögens-
gebarung, so gilt dies als Verzicht auf die Tei l -
nahme am Ermitt lungsverfahren.

(3) Die Vereinigungen sind verpflichtet, dem
Bundesministerium für soziale Verwal tung und
den hiezu von ihm beauftragten Organen die
zur Prüfung der Mitgliederzahl und des Aus-
zuges aus der Vermögensgebarung notwendigen
Auskünfte zu erteilen und Einsicht in alle ein-
schlägigen Unter lagen zu gewähren.

§ 3. Das Bundesministerium für soziale Ver-
wal tung errechnet auf Grund der ihm mi t -
geteilten und nachgeprüften Mitgliederzahlen
die Anzahl der Sitze, für deren Besetzung jeder
einzelnen Vereinigung ein Vorschlagsrecht zu-
steht, wie folgt: Die Mitgliederzahlen jeder Ver-
einigung werden, nach ihrer Größe geordnet,
nebeneinander geschrieben; un te r jeder dieser
Zahlen wird ihre Hälfte, un te r dieser
ihr Drit tel , Viertel und nach Bedarf auch ihr
Fünftel, Sechstel usw. geschrieben. Jeder Ver-
einigung steht ein Vorschlagsrecht für so viele
Sitze zu, als die Aufteilungszahl in ihrer Mit-
gliederzahl enthalten ist. Als Aufteilungszahl gilt
die zwölftgrößte der so angeschriebenen Zahlen
(§ 3 Abs. 1 lit. c des Bundesgesetzes vom 3. Juli

1946, BGBl. N r . 144). Restzahlen werden nicht
berücksichtigt. Wenn nach dieser Berechnung
mehrere Vereinigungen ein Vorschlagsrecht für
ein und denselben Sitz hät ten, so entscheidet
über das Vorschlagsrecht für diesen Sitz das Los.

§ 4. Vereinigungen, deren Organe vorsätzlich
falsche Angaben von wesentlicher Bedeutung
machen, sind aus dem Ermitt lungsverfahren aus-
zuscheiden.

Abschnitt II.

§ 5. Der Invalidenfürsorgebeirat wird vom
Bundesministerium für soziale Verwaltung zu
den Tagungen einberufen. Die Einladungen
sollen den Beiratsmitgliedern wenigstens acht
Tage vor der Tagung zugehen. In der Einladung
ist die Tagesordnung anzugeben. Anträge, die
dem Beirat zur Begutachtung vorgelegt werden,
sind der Einladung samt allfälliger Begründung
anzuschließen.

§ 6. W e n n mindestens sechs Mitglieder des
Invalidenfürsorgebeirates beim Bundesministe-
r ium für soziale Verwal tung die Einberufung
einer Tagung begehren, ist der Invaliden-
fürsorgebeirat unverzüglich einzuberufen.

§ 7. Den Bericht bei der Tagung des Invaliden-
fürsorgebeirates erstattet der Vertre ter des
Bundesministeriums, in dessen Wirkungskreis die
Angelegenheit fällt. Andere Mitglieder des In-
validenfürsorgebeirates können einen Gegen-
bericht erstatten.

§ 8. Der Invalidenfürsorgebeirat ist beschluß-
fähig, wenn mindestens die Hälfte der Mit-
glieder ver t re ten ist; auswärtige Mitglieder kön -
nen im Falle der Verhinderung mi t ihrer Ver-
tre tung ein anderes Mitglied des Invaliden-
fürsorgebeirates betrauen.

§ 9. Die Beschlüsse des Invalidenfürsorge-
beirates werden mi t St immenmehrhei t der
stimmberechtigten Mitglieder gefaßt. Der Vor -
sitzende gibt seine Stimme zuletzt ab; bei Stim-
mengleichheit entscheidet seine Stimme. Jedem
überst immten Mitglied steht es frei, gegen den
gefaßten Beschluß mi t der Wi rkung Einspruch
zu erheben, daß dieser Einspruch in einem Bei-
satz zum Beschluß anzuführen ist.

§ 10. W e n n ein Bundesministerium ungeachtet
ordnungsmäßiger Einladung ohne Angabe von
Gründen unver t re ten bleibt, so gilt dies als eine
Erklärung, daß es sich an den auf der Tages-
ordnung stehenden Angelegenheiten nicht für
beteiligt erachtet, es wäre denn, daß es vor der
Tagung schriftlich eine Einwendung erhoben hat.

§ 11. Über die Beratungen des Invaliden-
fürsorgebeirates ist eine Niederschrift zu führen,
die alle Beschlüsse im Wort lau t , die Stimmen-
abgabe der einzelnen Mitglieder sowie eine Dar -
stellung des wesentlichen Verlaufes der Beratung
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zu enthalten hat. Eine Abschrift der Nieder-
schrift ist den Beiratsmitgliedern zu übersenden.

§ 12. Der Invalidenfürsorgebeirat kann zur
Vorberatung oder zur Beratung von auf der
Tagesordnung stehenden Angelegenheiten Aus-
schüsse einsetzen. Für die Ausschüsse gelten die
Bestimmungen der §§ 5 bis 11 sinngemäß.

Abschnitt III.

§ 13. Die Verordnung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung im Einvernehmen mit
den beteiligten Bundesministerien vom 16. Sep-
tember 1946, BGBl. Nr. 195, über den Invaliden-
fürsorgebeirat wird aufgehoben.

Maisel

2 3 9 . Kundmachung der Bundesregierung
vom 2. Oktober 1951 über die Wieder-
verlautbarung des Gesetzes, betreffend den
Verkehr mit Lebensmitteln und einigen Ge-

brauchsgegenständen (Lebensmittelgesetz).

Artikel 1.

Auf Grund des § 1 des Wiederverlautbarungs-
gesetzes, BGBl. Nr . 114/1947, werden in der An-
lage die Bestimmungen des Gesetzes vom
16. Jänner 1896, RGBl. Nr . 89/1897, betreffend
den Verkehr mit Lebensmitteln und einigen
Gebrauchsgegenständen, in der Fassung der
Berichtigung auf S. 1454 des RGBl, vom Jahre
1897, neu verlautbart.

Artikel 2.

(1) Bei der Wiederverlautbarung dieses Ge-
setzes wurden die Änderungen und Ergänzungen
berücksichtigt, die sich aus nachstehenden Rechts-
vorschriften ergeben:

1. Gesetz vom 6. August 1909, RGBl. Nr. 177,
betreffend die Abwehr und Tilgung von Tier-
seuchen, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. II Nr. 348/1934, BGBl. Nr . 441/1935 und
BGBl. Nr . 122/1949;

2. Gesetz vom 6. August 1909, RGBl. Nr. 180,
womit einige Bestimmungen des Gesetzes vom
29. Februar 1880, RGBl. Nr . 37, betreffend die
Abwehr und Tilgung der Rinderpest, abge-
ändert werden und Art. II des Gesetzes vom
24. Mai 1882, RGBl. Nr . 51, der die strafrecht-
lichen Bestimmungen des Rinderpestgesetzes ab-
änderte, aufgehoben wird;

3. Gesetz vom 6. August 1909, RGBl. Nr . 182,
womit einige Bestimmungen des Gesetzes vom
17. August 1892, RGBl. Nr . 142, betreffend die
Abwehr und Tilgung der Lungenseuche der
Rinder, abgeändert werden;

4. Verfassungsgesetz vom 1. Oktober 1920 in
der Fassung BGBl. Nr . 368/1925, betreffend den

Übergang zur bundesstaatlichen Verfassung
(Übergangsgesetz);

5. Bundesgesetz vom 15. Dezember 1920,
BGBl. Nr. 5/1921 (3. Strafgesetznovelle vom
Jahre 1920);

6. Bundesgesetz vom 20. Dezember 1921,
BGBl. Nr . 745 (Strafgesetznovelle vom Jahre
1921);

7. Bundesgesetz vom 18. Juli 1922, BGBl.
Nr. 533 (Strafgesetznovelle vom Jahre 1922);

8. Bundesgesetz vom 6. Dezember 1922, BGBl.
Nr. 881 (II. Strafgesetznovelle vom Jahre 1922);

9. Bundesgesetz vom 27. Juli 1926, BGBl.
Nr. 192 (Strafgesetznovelle vom Jahre 1926);

10. Gesetz vom 12. September 1945, StGBl.
Nr. 197 (Veterinärrechtsgesetz);

11. Österreichische Strafprozeßordnung 1945,
A Slg. Nr. 1;

12. Österreichisches Strafgesetz 1945, A Slg.
Nr. 2;

13. Bundesgesetz vom 22. Oktober 1947,
BGBl. Nr . 243 (II. Strafgesetznovelle 1947);

14. Verwaltungsvollstreckungsgesetz 1950,
BGBl. Nr . 172;

15. Bundesgesetz vom 22. November 1950,
BGBl. Nr . 231 (Lebensmittelgesetznovelle).

(2) Folgende Bestimmungen werden als nicht
mehr geltend festgestellt:

a) Die ursprüngliche Fassung des § 23 (gegen-
standslos geworden durch das inzwischen
im Strafverfahren allgemein eingeführte
Mandatsverfahren) ;

b) die ursprüngliche Fassung des § 33 Abs. 1
und 2 (das dort zitiert gewesene Gesetz
RGBl. Nr . 120/1880 ist durch das Gesetz
RGBl. Nr . 210/1907 aufgehoben worden).

(3) Die Best immungen des Ar t . II der Lebens-
mittelgesetznovelle, BGBl. N r . 231/1950, Z. 1
bis 3, wurden als § 33 in den wiederverlautbarten
T e x t eingefügt.

(4) Die übr igen Best immungen des neu ve r -
lautbar ten Gesetzes, die als nicht m e h r geltend
festgestellt werden, sind im Tex te der Neuve r -
lau tbarung bezeichnet.

Artikel 3.

Das neuverlautbarte Gesetz ist als „Lebens-
mittelgesetz 1951" zu bezeichnen.

Artikel 4.

Als Tag der Herausgabe der Wiederverlaut-
barung wird der Tag der Kundmachung im
Bundesgesetzblatt festgestellt.

Figl Schärf Helmer Tschadek
Hurdes Maisel Margarétha Kraus

Kolb Waldbrunner Gruber
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Anlage

Lebensmittelgesetz 1951.
Gegenstand des Gesetzes.

§ 1. Der Verkehr mi t Lebensmitteln (Nah-
rungs- und Genußmitteln) , kosmetischen Mitteln,
mit Spielwaren, Tapeten, Bekleidungsgegen-
ständen, Eß- oder Trinkgeschirren sowie Ge-
schirren und Geräten, die zum Kochen oder zur
Aufbewahrung von Lebensmitteln oder zur Ver-
wendung bei denselben best immt sind, ferner
mit "Waagen, Maßen und anderen Meßwerk-
zeugen, die zur Verwendung bei Lebensmitteln
zu dienen haben, die Verwendung bestimmter
Farben zur Zimmermalerei , endlich der Verkehr
mit Petroleum unterliegt den Bestimmungen
dieses Gesetzes.

Aufsichtsorgane.

§ 2. (1) Aufsichtsorgane, denen die in den § § 3
bis 5 bezeichneten Befugnisse zustehen, sind

a) die bei den Bezirksverwaltungsbehörden
bestellten Amtsärzte und, soweit es sich
u m die Beurteilung von Nahrungs- und
Genußmit te ln animalischen Ursprungs
handelt , auch die Amtst ierärzte sowie

b) die hiefür besonders bestellten Organe der
Ämter der Landesregierungen (Lebens-
mittelinspektoren).

(2) Gemeinden, die bisher eigene Aufsichts-
organe zur Durchführung der Lebensmittel- und
Gesundheitspolizei bestellt haben, bleiben auch
weiterhin hiezu berechtigt.

(3) Als die in den Abs. 1 lit. b u n d 2 genannten
Organe sind n u r solche Personen mi t dem Auf-
sichtsdienst zu betrauen und hiefür zu beeiden,
die eine ausreichende fachliche Befähigung nach-
gewiesen haben. De r Nachweis der fachlichen
Befähigung für die Aufsichtsorgane sowie deren
Heran- und Weiterbildung wird durch Verord-
nung des Bundesministeriums für soziale Ver-
waltung geregelt.

(BGBl. Nr. 231/1950, Art. 1 Z. 1.)

Befugnisse der Aufsichtsorgane.

§ 3 . (1) Die im § 2 Abs. 1 und 2 bezeichneten
Organe sind befugt, in den Räumlichkeiten, in
welchen Gegenstände der im § 1 bezeichneten
Art feilgehalten werden oder welche zur Auf-
bewahrung, Gewinnung oder Herstellung solcher
zum Verkauf bestimmten Gegenstände dienen,
zum Zwecke der Handhabung dieses Gesetzes
während der üblichen Geschäftsstunden oder
während die Räumlichkeiten dem Verkehr
geöffnet sind, Revisionen vorzunehmen.

(2) Sie sind ferner befugt, von den in den an-
gegebenen Räumlichkeiten befindlichen Gegen-
ständen der im § 1 bezeichneten Ar t und den

daselbst vorgefundenen Substanzen, welche zur
Herstellung dieser Gegenstände best immt sind,
dann von Gegenständen der im § 1 bezeichneten
Art , welche an öffentlichen Orten , auf Märkten ,
Plätzen, Straßen oder im Umherziehen verkauft
oder feilgehalten werden, nach ihrer Wahl
Proben zum Zwecke der Untersuchung gegen
Empfangsbescheinigung zu entnehmen.

(3) Die en tnommene Probe ist in zwei Hälf ten
zu teilen, deren jede, mi t dem amtlichen Siegel
und auf Verlangen der Partei auch mi t deren
Siegel versehen, in zweckdienlichen Gefäßen zu
bewahren ist. Auf Verlangen ist der Partei ein
Teil der Probe, amtlich versiegelt, zurückzu-
lassen. Die eine Hälfte dient als Material für
die Untersuchung, die andere soll, wenn gegen
die Ident i tät der untersuchten Probe ein begrün-
deter Einspruch erhoben wird, eine Vergleichung
ermöglichen, in den Fällen des § 27 aber als Sub-
strat zu einer Überprüfung verwendet werden.
Diese Hälfte ist in amtlicher Verwahrung zu
halten. (BGBl. Nr. 231/1950, Art. I Z. 8.)

(4) Für die en tnommene Probe ist auf Ver-
langen des Eigentümers eine von der zuständigen
Behörde der allgemeinen staatlichen Verwal tung
zu bestimmende Entschädigung in der H ö h e des
üblichen Kaufpreises vom Bund zu leisten. Die
Entschädigung entfällt, wenn auf Grund dieser
Probe vom Gericht entweder eine best immte
Person verurteil t oder auf den Verfall der
betreffenden Ware (§ 20 Abs. 2) e rkannt worden
ist. (Übergangsgesetz vom 1. Oktober 1920 in der
Fassung BGBl. Nr. 368/1925, § 7 Abs. 1 und
§ 8 Abs. 5 Eingang, lit. a und b sowie RGBl. vom
Jahre 1897 S. 1454 Berichtigung.)

Revision der Geschäfte.

§ 4. (1) Die Geschäfte, die sich mi t der Gewin-
nung, Herstel lung oder Verarbei tung oder mi t
dem Vertr iebe von Lebensmitteln befassen, sind
auch ohne besonderen Anlaß zeitweise einer
Revision zu unterziehen.

(2) Bei Vornahme der Revisionen und Ent -
nahme von Proben ist eine Störung des
Geschäftsbetriebes und jedes Aufsehen soviel als
tunlich zu vermeiden.

Verfahren mit den en tnommenen Proben und
mit ersichtlich verdorbenen Waren .

§ 5. (1) Die en tnommene Probe ist in der
Regel an jene Untersuchungsanstalt (§§ 24 und
25) zum Zwecke der Untersuchung einzusenden,
in deren Sprengel die Gemeinde gelegen ist, aus
welcher die Probe entnommen worden ist. (BGBl.
Nr. 231/1950, Art. I Z. 8.)

(2) Bei gesundheitsschädlichen Lebensmitteln
ist, wenn Gefahr im Verzug ist oder wenn die
Waren einer so raschen Veränderung oder
inneren Verderbnis unterliegen, daß dadurch
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eine einwandfreie Beurteilung ihrer bei der
Beschau vorhandenen Beschaffenheit fraglich
wird, von der Entnahme von Proben Umgang
zu nehmen und in Gegenwart von zwei Zeugen
nach Aufnahme eines Befundsprotokolls die
Vernichtung der Ware anzuordnen. Von der
Vernichtung der Ware ist sofern kein Miß-
brauch zu besorgen ist, Abstand zu nehmen,
wenn die Ware in genießbaren Zustand zurück-
versetzt oder anderweitig in einer die Gefähr-
dung der Gesundheit zuverlässig ausschließenden
Ar t verwendet werden kann.

(3) Das Bundesministerium für soziale Ver-
waltung ist ermächtigt, im Verordnungswege die
Ar t des Vorgehens der im § 2 Abs. 1 und 2
bezeichneten Aufsichtsorgane bei der Revision
und Entnahme von Proben festzusetzen, dann
jene Untersuchungen zu bezeichnen, welche von
allen im § 2 Abs. 1 u n d 2 bezeichneten Organen
oder nur von den beeideten oder nur von
gewissen Kategorien derselben vorgenommen
werden dürfen sowie die dabei anzuwendenden
Methoden vorzuschreiben.

(4) Auch kann das Bundesministerium für
soziale Verwal tung bestimmen, über welche
durch einfache Mittel auf ihre Qual i tä t best imm-
baren Lebensmittel und über welche Beschaffen-
heit derselben von allen im § 2 Abs. 1 und 2
bezeichneten Organen oder nur von beeideten
oder nur von best immten Kategorien derselben
auf Grund eigener Untersuchung Befunde und
Gutachten ausgestellt werden dürfen. Wi rd in
den, in den Abs. 3 und 4 dieses Paragraphen
erwähnten Fällen v o n dem Aufsichtsorgan (§ 2
Abs. 1 u n d 2) ein Befund und Gutachten ausge-
stellt, so kann die sich hiedurch beschwert
erachtete Partei die Untersuchung oder eine
Revision des Gutachtens durch eine Un te r -
suchungsanstalt begehren und hat im ersteren
Falle die Kosten der Untersuchung sofort zu
erlegen. In Hinsicht auf einen allfälligen Rück-
ersatz dieser Kosten finden die Bestimmungen
der Strafprozeßordnung Anwendung. (BGBl.
Nr. 231/1950, Art. I Z. 8.)

(5) W u r d e in einem der Fälle, von denen die
Abs. 2, 3 und 4 handeln, von einem der im § 2
Abs. 1 und 2 bezeichneten Organe eine Bean-
standung erhoben, so ist un te r Anschluß des
Befundes und Gutachtens (Attestes) jenes O r -
gans, welches die Amtshandlung gepflogen hat,
die Anzeige an die Staatsanwaltschaft, sofern
jedoch die Strafverfolgung der Bezirksver-
waltungsbehörde zukommt , an diese zu erstatten.
(BGBl. Nr. 231/1950, Art. I Z. 2.)

(6) Hinsichtlich der beanstandeten Waren sind
die im öffentlichen Interesse notwendigen Vor -
kehrungen nach den bestehenden Vorschriften
zu treffen.

Ermächtigung der Bundesministerien zur Erlas-
sung von Verboten.

§ 6. Von den beteiligten Bundesministerien
können zum Schutz der Gesundheit Vorschriften
erlassen werden, welche verbieten oder be-
schränken:

1. best immte Ar ten der Herstellung, Gewin-
nung, Aufbewahrung und Verpackung von
Lebensmitteln, die zum Verkaufe best immt sind;

2. das Verkaufen und Feilhalten von Lebens-
mit te ln von einer gewissen Beschaffenheit;

3. die Verwendung bestimmter Stoffe und
Farben zur Herstel lung sowie eine gewisse
Beschaffenheit von Spielwaren, Tapeten, Beklei-
dungsgegenständen und kosmetischen Mitteln,
dann von den im § 1 bezeichneten Eß-, T r ink -
und anderen Geschirren und Geräten, ferner
von Waagen, Maßen und anderen Meßwerk-
zeugen (§ 1), die Verwendung bestimmter Farben
zur Zimmermalerei sowie das gewerbsmäßige
Feilhalten, Verkaufen und Gebrauchen von
Waren, deren Herstel lung oder Beschaffenheit
diesen Vorschriften zuwider ist;

4. das gewerbsmäßige Verkaufen und Feil-
halten von Petroleum von einer best immten
Beschaffenheit.

§ 7. Von den beteiligten Bundesministerien
kann das gewerbsmäßige Herstellen, Verkaufen
und Feilhalten von Gegenständen, welche zur
Nachmachung oder Fälschung von Lebensmitteln
best immt sind, dann das gewerbsmäßige Ver-
kaufen und Feilhalten von Lebensmitteln unter
einer der wirklichen Beschaffenheit nicht ent-
sprechenden Bezeichnung verboten oder be-
schränkt werden.

§ 7 a. (1) Zum Schutze der Gesundheit kann
das Bundesministerium für soziale Verwaltung
im Einvernehmen mi t den beteiligten Bundes-
ministerien und nach Anhörung des österreichi-
schen Arbeiterkammertages, der Bundeskammer
der gewerblichen Wirtschaft und der Landwir t -
schaftskammer für Niederösterreich und Wien
namens der österreichischen Landwirtschafts-
kammern im Verordnungswege Bestimmungen
erlassen,

a) welche Bedingungen auf dem Gebiete der
Hygiene beim Verkauf und Feilhalten, bei
der Gewinnung, Herstellung, Behandlung,
Verarbei tung, Bezeichnung, Verpackung,
Aufbewahrung und beim Transpor t von
zum Verkehr bestimmten Lebensmitteln
und diesem Bundesgesetz unterliegenden
Gebrauchsgegenständen zu erfüllen sind;

b) ob und auf welche Weise und in welchem
Umfange die Käufer von einem bei der
Herstel lung von Lebensmitteln erfolgten
Zusatz von best immten chemischen Kon-
servierungsmitteln oder künstlichen Süß-
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stoffen sowie von einer Färbung mit
bestimmten künstlichen Farben oder von
einer künstlichen Bleichung unterrichtet
werden müssen;

c) ob und auf welche Weise Stoffe und Zube-
reitungen, die bisher nicht als Lebensmittel
oder als Zusatz zu Lebensmitteln ver-
wendet wurden, vor ihrer Inverkehr-
setzung zum Zwecke des menschlichen
Genusses einer Untersuchung durch die
zuständige staatliche Lebensmittelunter-
suchungsanstalt zugeführt werden müssen;

d) ob und inwieweit salpetrigsaure Salze bei
der Erzeugung von Lebensmitteln ver-
wendet werden dürfen.

(2) Auf die landwirtschaftliche Urproduktion
finden die Bestimmungen des Abs. 1 lit. a nur
Anwendung, wenn ein Produkt unter Hinweis
auf seine besondere Eignung als Nahrung für
Kinder oder Kranke in Verkehr gesetzt werden
soll.

(BGBl. Nr. 231/1950, Art. I Z. 3.)

Anwendung bisher nicht verwendeter Stoffe bei
Herstellung von Geschirren.

§ 8. (1) Stoffe, welche bisher nicht für die
Herstellung von Geschirren zum Essen, Trinken,
Kochen, zur Aufbewahrung von Lebensmitteln,
dann von Geräten, Waagschalen, Maßen und
anderen Meßwerkzeugen, die zur Verwendung
bei Lebensmitteln bestimmt sind, in Anwendung
stehen, dürfen nicht eher zur Herstellung dieser
Gegenstände verwendet werden, bevor nicht das
Bundesministerium für soziale Verwaltung die
Zulässigkeit der Verwendung ausgesprochen hat.

(2) Die Taxe für die vom Bundesministerium
füt «soziale Verwaltung auf Einschreiten von
Parteien zu veranlassende Prüfung der in Abs. 1
erwähnten Stoffe wird durch Verordnung fest-
gestellt.

Strafbestimmungen.

§ 9. Wer den Vorschriften des § 3 zuwider
den Eintritt in die Räumlichkeiten, die Ent-
nahme einer Probe oder die Revision verweigert,
macht sich, insofern die Handlungsweise nicht
den Tatbestand einer nach dem allgemeinen
Strafgesetze schwerer zu ahndenden strafbaren
Handlung begründet, einer Übertretung schuldig
und ist mit Arrest von einem bis zu vierzehn
Tagen oder an Geld bis zu 300 S zu bestrafen.

(BGBl. Nr. 231/1950, Art. I Z. 4.)

§ 10. Wer den auf Grund der §§ 6, 7 und 7 a
erlassenen Verordnungen oder der Anordnungen
des § 8 zuwiderhandelt, macht sich einer Über-
tretung schuldig und ist mit Arrest bis zu einem
Monat, womit Geldstrafe bis zu 3000 S ver-

bunden werden kann, oder an Geld bis zu 3000 S
zu bestrafen. (BGBl. Nr. 231/1950, Art. I Z. 5.)

(Die Abs. 2 und 3 der ursprünglichen Fassung
dieses Paragraphen werden als überholt und sohin
nicht mehr geltend festgestellt.)

§ 11. Einer Übertretung macht sich schuldig
und ist mit Arrest von einer Woche bis zu drei
Monaten, womit auch Geldstrafe bis zu 5000 S
verbunden werden kann, oder an Geld bis zu
5000 S zu bestrafen:

1. wer Lebensmittel zum Zwecke der
Täuschung im Handel und Verkehr nachmacht
oder verfälscht;

2. wer wissentlich Lebensmittel, welche nach-
gemacht, verfälscht, verdorben, unreif sind oder
an ihrem Nährwert eingebüßt haben, unter einer
zur Täuschung geeigneten Form oder Bezeich-
nung feilhält;

3. wer Lebensmittel zum Zwecke der
Täuschung unter einer falschen Bezeichnung feil-
hält oder verkauft;

4. wer wissentlich Lebensmittel, welche nach-
gemacht, verfälscht, verdorben, unreif sind oder
an ihrem Nährwert eingebüßt haben, verkauft,
es wäre denn, daß der Käufer diesen Zustand
kannte oder offenbar erkennen mußte.

(BGBl. Nr. 5/1921, 745/1921, 533/1922, 881/
1922, 192/1926 und 243/1947.)

§ 12. Wer die im § 11 unter Z. 2 und 4
bezeichneten Handlungen aus Fahrlässigkeit
begeht oder wer fahrlässigerweise Lebensmittel
feilhält oder verkauft, welche zum Zwecke der
Täuschung mit einer falschen Bezeichnung ver-
sehen sind, macht sich einer Übertretung
schuldig und ist mit Arrest von drei Tagen bis
zu 14 Tagen, womit auch Geldstrafe bis zu
500 S verbunden werden kann, oder an Geld
bis zu 5000 S zu bestrafen.

(BGBl. Nr. 5/1921, 745/1921, 533/1922, 881/
1922, 192/1926 und 243/1947.)

§ 13. (1) Als falsche Bezeichnung eines Lebens-
mittels ist nicht anzusehen, wenn dasselbe
unter einer hinsichtlich der Beschaffenheit und
Qualität der Ware allgemein üblichen Bezeich-
nung in den Verkehr gebracht wird, welche der-
selben nicht in einer auf Täuschung gerichteten
Absicht beigelegt wird.

(2) Als Verfälschung eines Lebensmittels ist
nicht anzusehen, wenn demselben irgendein un-
schädlicher Stoff beigemischt oder eine Mengung
mit unschädlichen Mitteln vorgenommen wird,
um das Lebensmittel für längere Aufbewahrung
oder zur Versendung haltbarer oder zum Ver-
brauche geeigneter zu machen, ohne daß durch
diesen Vorgang das Gewicht oder Maß zum
Zwecke der Täuschung gesteigert oder die ge-
ringere Qualität des Lebensmittels verdeckt
wird.
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§ 14. Einer Übertretung macht sich schuldig
und ist mit Arrest von einer Woche bis zu drei
Monaten, womit auch Geldstrafe bis zu 5000 S
verbunden "werden kann, oder an Geld bis zu
5000 S zu bestrafen:

1. wer fahrlässigerweise Lebensmittel, welche
zum Handel und Verkehr bestimmt sind, derart
herstellt oder derart konserviert, daß der Genuß
derselben die menschliche Gesundheit zu schädi-
gen geeignet ist;

2. wer fahrlässigerweise Gegenstände, deren
Genuß die menschliche Gesundheit zu schädigen
geeignet ist, als Lebensmittel feilhält, verkauft
oder sonst in Verkehr bringt.

(BGBl. Nr. 5/1921, 745/1921, 533/1922, 881/
1922, 192/1926 und 243/1947.)

§ 15. Einer Übertretung macht sich schuldig
und ist mit Arrest von drei Tagen bis zu drei
Monaten, womit auch Geldstrafe bis zu 5000 S
verbunden werden kann, oder an Geld bis zu
5000 S zu bestrafen:

1. wer fahrlässigerweise Koch-, Eß- oder
Trinkgeschirre oder Geschirre und Geräte, die
zur Aufbewahrung von Lebensmitteln oder zur
Verwendung bei denselben bestimmt sind, dann
Waagen und Maße, die zur Verwendung bei
Lebensmitteln bestimmt sind, derart erzeugt
oder zurichtet, daß der bestimmungsgemäße
oder vorauszusehende Gebrauch dieser Gegen-
stände die menschliche Gesundheit zu schädigen
geeignet ist;

2. wer fahrlässigerweise die in Z. 1 bezeich-
neten Gegenstände, obwohl ihm die gesundheits-
schädliche Beschaffenheit derselben bei Anwen-
dung der schuldigen Aufmerksamkeit bekannt
sein konnte, verkauft oder feilhält;

3. wer fahrlässigerweise die in Z. 1 bezeich-
neten Gegenstände oder überhaupt Geschirre
zum Gebrauche mit Lebensmitteln, welche zum
Verkehre bestimmt sind, in gesundheitsschäd-
licher Weise, obwohl ihm dieselbe bei Anwen-
dung der schuldigen Aufmerksamkeit bekannt
sein konnte, verwendet.

(BGBl. Nr. 5/1921, 745/1921, 533/1922, 881/
1922, 192/1926 und 243/1947.)

§ 16. Einer Übertretung macht sich schuldig
und ist mit Arrest von drei Tagen bis zu drei
Monaten, womit auch Geldstrafe bis zu 5000 S
verbunden werden kann, oder an Geld bis zu
5000 S zu bestrafen:

1. wer fahrlässigerweise kosmetische Mittel,
Spielwaren, Tapeten, Bekleidungsgegenstände
derart erzeugt oder zurichtet, daß der bestim-
mungsgemäße oder vorauszusehende Gebrauch
dieser Gegenstände die menschliche Gesundheit
zu schädigen geeignet ist;

2. wer fahrlässigerweise die in Z. 1 bezeich-
neten Gegenstände, obwohl ihm die gesundheits-

schädliche Beschaffenheit derselben bei Anwen-
dung der schuldigen Aufmerksamkeit bekannt
sein konnte, verkauft oder feilhält.

(BGBl. Nr. 5/1921, 745/1921, 533/1922, 881/
1922, 192/1926 und 243/1947.)

§ 17. (1) Die Zuwiderhandlung gegen eine im
Sinne des § 6 erlassene Anordnung oder gegen
die Anordnung des § 8 sowie die in den §§11,
12, 14, 15 und 16 bezeichneten Handlungen
begründen ein Vergehen, wenn hieraus eine
schwere körperliche Schädigung oder der Tod
eines Menschen erfolgt ist.

(2) Wegen des Vergehens ist der Schuldige im
Falle des Eintrittes einer schweren körperlichen
Beschädigung mit Arrest von einem bis zu sechs
Monaten, womit auch Geldstrafe bis zu 5000 S
verbunden werden kann, im Falle des Eintrittes
des Todes jedoch mit strengem Arrest bis zu
einem Jahre, womit auch Geldstrafe bis zu
5000 S verbunden werden kann, zu bestrafen.

(BGBl. Nr. 5/1921, 745/1921, 533/1922, 881/
1922, 192/1926 und 243/1947.)

§ 18. Eines Vergehens macht sich schuldig und
ist mit strengem Arrest von einem bis zu sechs
Monaten, womit Geldstrafe bis zu 5000 S ver-
bunden werden kann, zu bestrafen:

1. wer wissentlich Lebensmittel, welche zum
Handel und Verkehr bestimmt sind, derart her-
stellt oder derart konserviert, daß der Genuß
derselben die menschliche Gesundheit zu schädi-
gen geeignet ist;

2. wer wissentlich Gegenstände, deren Genuß
die menschliche Gesundheit zu schädigen ge-
eignet ist, als Lebensmittel verkauft, feilhält
oder sonst in Verkehr setzt;

3. wer wissentlich Koch-, Eß-, Trink- oder
andere im § 1 bezeichnete Geschirre, Geräte,
dann Waagen und Maße (§ 1), ferner kosme-
tische Mittel, Spielwaren, Tapeten, Bekleidungs-
gegenstände derart erzeugt oder zurichtet, daß
der bestimmungsgemäße oder vorauszusehende
Gebrauch derselben die menschliche Gesundheit
zu schädigen geeignet ist;

4. wer wissentlich Gegenstände der in Z. 3
bezeichneten Art verkauft, feilhält oder sonst
in Verkehr setzt oder in gesundheitsschädlicher
Weise zum Gebrauche für andere verwendet.

(BGBl. Nr. 5/1921, 745/1921, 533/1922, 881/
1922, 192/1926 und 243/1947.)

§ 19. (1) Wurde durch eine der im § 18 an-
geführten strafbaren Handlungen eine schwere
körperliche Schädigung oder der Tod eines
Menschen herbeigeführt, so ist das Vergehen mit
strengem Arrest von sechs Monaten bis zu einem
Jahre, womit auch Geldstrafe bis zu 5000 S ver-
bunden werden kann, zu bestrafen. (BGBl.
Nr. 5/1921, 745/1921, 533/1922, 881/1922, 192/
1926 und 243/1947.)
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(2) Wurde eine der im § 18 angeführten Hand-
lungen unter Umständen begangen, daß daraus
eine Gefahr für das Leben oder die Gesundheit
von Menschen in größerer Ausdehnung ent-
stehen kann, so ist die Tat als Verbrechen mit
Kerker von einem bis zu fünf Jahren zu be-
strafen, womit auch Geldstrafe bis zu 50.000 S
verbunden werden kann. (BGBl. Nr. 5/1921,
745/1921, 533/1922, 881/1922, 192/1926 und 243/
1947.)

(3) Stellt sich eine dieser strafbaren H a n d l u n -
gen (§§ 18 u n d 19) nach dem allgemeinen Straf-
gesetz als s trenger strafbar dar, so t r i t t die Strafe
des allgemeinen Strafgesetzes ein.

§ 20. (1) Mit der Verur te i lung wegen einer
der in diesem Gesetze bezeichneten strafbaren
Hand lungen k a n n auch auf den Verfall der den
Gegenstand der strafbaren H a n d l u n g bi ldenden
W a r e n und Geräte , diese mögen dem V e r u r -
teilten gehören oder nicht, e r k a n n t werden. Auf
den Verfall m u ß e rkann t werden, wenn diese
Gegenstände als gesundheitsschädlich festgestellt
wurden .

(2) Ist die Verfolgung oder Verur te i lung einer
bes t immten Person nicht ausführbar, so k a n n
auf den Verfall selbständig e rkann t werden.
Gegen den Beschluß, welcher den Beteiligten be-
kanntzugeben ist, ist die Beschwerde zulässig.
Beim Gerichtshof erster Ins tanz k o m m t die Be-
schlußfassung der Ra t skammer zu; für die Be-
schwerde sind die Best immungen des § 114 der
österreichischen St rafprozeßordnung 1945 m a ß -
gebend. (Strafprozeßordnung 1945, A Slg. Nr. 1.)

§ 2 1 . (1) Erfolgt eine Verur te i lung nach diesem
Gesetze, so k a n n das Gericht bei Verbrechen u n d
Vergehen schon bei der ersten, bei Ü b e r t r e t u n -
gen aber bei der zweiten Verur te i lung auf die
öffentliche Bekanntmachung des Urteiles auf
Kosten des Schuldigen erkennen.

(2) Ferner k a n n wegen Verbrechens oder Ver -
gehens schon bei der ersten Verur te i lung u n d
wegen der Über t r e tungen der §§ 14, 15 und 16
m i t der zweiten Verur te i lung auch auf Verlust
der Gewerbeberecht igung für beständig oder auf
eine bes t immte Zeit e rkann t werden.

§ 22. (1) Das Verfahren hinsichtlich der in den
§§ 11 , 12, 14 bis 19 vorgesehenen strafbaren
Hand lungen steht den Gerichten, hinsichtlich
der Übe r t r e tungen nach den §§ 9 und 10, so-
weit die T a t nicht nach anderen Best immungen
mit strengerer Strafe bedroht ist, den Bezirks-
verwal tungsbehörden zu.

(2) Die Best immungen des § 20 und des § 21
Abs. 2 sind bei Verwal tungsüber t re tungen nach
den §§ 9 u n d 10 dem Sinne nach anzuwenden.

(BGBl. Nr. 231/1950, Art. I Z. 6.)

Codexkommiss ion .

§ 23 . (1) D e m Bundesminis ter ium für soziale
Verwal tung obliegt die Herausgabe des öster-
reichischen Lebensmittelbuches (Codex al imen-
tarius Austriacus). Dieses dient der Ver lau t -
barung von Lebensmit te luntersuchungsmethoden,
Lebensmit te lbeurtei lungsgrundsätzen, Lebens-
mittelbegriffsbest immungen sowie von Richt-
linien über die Regelung des Verkehrs mi t
Lebensmit teln und über das Verfahren mi t bean-
standeten Lebensmit teln.

(2) Z u r Vorbere i tung solcher Ver lau tba rungen
ist eine Kommiss ion heranzuziehen, die beim
Bundesminis ter ium für soziale Verwal tung er-
richtet wird. Diese Kommission führ t die
Bezeichnung „Kommission zur Herausgabe des
österreichischen Lebensmittelbuches (Codex-
kommission)" .

(3) Die Codexkommiss ion setzt sich zusammen
aus:

a) drei Ver t r e t e rn des Bundesminis ter iums
für soziale Verwal tung u n d je einem V e r -
tre ter der Bundesministerien für Justiz,
für Land- und Forstwirtschaft und für
Handel und Wiederaufbau;

b) je einem Vertre ter des österreichischen
Arbeiterkammertages, der Bundeskammer
der gewerblichen Wirtschaft und der Land-
wirtschaftskammer für Niederösterreich
und Wien namens der österreichischen
Landwirtschaftskammern und

c) einem beamteten und einem nichtbeamteten
Vertre ter aus dem Stande der geprüften
Lebensmittelchemiker.

(4) Die unte r Abs. 3 aufgezählten Mitglieder
der Codexkommission werden auf Vorschlag der
sie entsendenden Stellen, der nichtbeamtete Ver -
treter aus dem Stande der geprüften Lebens-
mittelchemiker über gemeinsamen Vorschlag der
unter lit. b des Abs. 3 bezeichneten Körper-
schaften vom Bundesminister für soziale Ver-
waltung auf die Dauer von drei Jahren bestellt.

(5) Der Bundesminister für soziale Verwal tung
bestellt außerdem für die gleiche Zeit einen Vor -
sitzenden und einen stellvertretenden Vor -
sitzenden der Codexkommission sowie Ver t re ter
der einschlägigen Wissenschaften. Alle diese Per-
sonen haben als ständige Mitglieder in der
Codexkommission beschließende Stimme.

(6) Für jedes der un te r lit. b des Abs. 3
genannten ständigen Mitglieder der Codex-
kommission wird auf gleiche Weise ein Ersatz-
mitglied vorgeschlagen und bestellt, welches bei
Verhinderung eines ständigen Mitgliedes dessen
Stimmrecht ausübt und ansonsten mi t beratender
Stimme an den Arbeiten der Codexkommission
teilnehmen kann.
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(7) Ferner kann die Codexkommission zur
Bearbeitung einzelner Fachgebiete fallweise Fach-
verständige aus dem Kreise der Wissenschaft und
Wirtschaft als nichtständige Mitglieder mit be-
ratender Stimme heranziehen.

(8) Die Codexkommission arbeitet im übrigen
nach einer von ihr zu erlassenden Geschäfts-
ordnung, die der Genehmigung des Bundes-
ministeriums für soziale Verwal tung bedarf.

(BGBl. Nr. 231/1950, Art. I Z. 7.)

Bestellung von Untersuchungsanstalten des
Bundes.

§ 24. (1) Für die Untersuchung von Lebens-
mitteln und der in den Rahmen dieses Gesetzes
fallenden Gebrauchsgegenstände sind nach Bedarf
Untersuchungsanstalten des Bundes zu bestellen
und mit den erforderlichen Behelfen auszu-
statten.

(BGBl. Nr. 231/1950, Art. I Z. 8, und BGBl.
Nr. 368/1925, § 7.)

(2) Das Bundesministerium für soziale Ver-
waltung ist ermächtigt, mi t Rücksicht auf die
vorhandenen Einrichtungen und die verfüg-
baren Fachmänner den Wirkungskreis der
Untersuchungsanstalten des Bundes zu bestim-
men, die Methoden für die Untersuchungen,
sofern sie ein gleichartiges Vorgehen zur Er-
zielung einwandfreier Ergebnisse erheischen,
vorzuschreiben, erforderliche Ins t rukt ionen für
den Betrieb und die innere Gebarung dieser
Anstalten zu erlassen, den Gebührentarif für die
Untersuchungen festzustellen und sonstige erfor-
derliche Anordnungen zu treffen.

(3) Zur Sicherung der Hiezu unerläßlichen fach-
wissenschaftlichen Informationen hat das Bundes-
ministerium für soziale Verwal tung sich eines
aus den Ver t re te rn der einschlägigen wissen-
schaftlichen Disziplinen zusammengesetzten
ständigen Beirates zu bedienen. Diesem Beirat
obliegt es auch, die Erfordernisse über die wissen-
schaftliche und praktische Befähigung der an den
Untersuchungsanstalten zu bestellenden Fach-
männer zu bezeichnen und über die Ar t , wie
der Befähigungsnachweis zu liefern ist, Anträge
zu stellen.

(4) Zur Heranbi ldung tüchtiger Organe der
Gesundheitspolizei sind Unterrichtskurse einzu-
richten.

Von Ländern, Bezirken oder Gemeinden er-
richtete Untersuchungsanstalten.

§ 25. (1) Von Ländern, Bezirken oder Ge-
meinden errichtete Anstalten für die Unter-
suchung von Lebensmitteln und Gebrauchs-
gegenständen sind hinsichtlich ihres Wirkungs-
kreises den Untersuchungsanstalten des Bundes
gleichzustellen. Insbesondere finden auf die von
solchen Anstalten ausgestellten Befunde und Gut-

achten die Bestimmungen des § 30 Anwendung,
wenn das deren Errichtung und Leitung betref-
fende Statut den für die Anstalten des Bundes
aufgestellten Normen entspricht und vom
Bundesministerium für soziale Verwaltung unter
ausdrücklicher Anerkennung dieser Bestimmung
genehmigt wurde. Im Falle, als sich bei einzelnen
solcher Anstalten ergeben sollte, daß dieselben
ihrem Zwecke nicht entsprechen, kann das
Bundesministerium für soziale Verwaltung diese
Anerkennung entziehen. (Übergangsgesetz 1920
in der Fassung BGBl. Nr. 368/1925, § 7 und § 8
Abs. 5 lit. a, ferner BGBl. Nr. 231/1950, Art. I
Z. 8.)

(2) Die Fachverständigen, welche mit der Aus-
stellung von Gutachten betraut sind, sind vom
Bundesministerium für soziale Verwaltung zu
beeidigen. Sie haben sich bei der Ausführung
von Untersuchungen der vom Bundesmini-
sterium für soziale Verwaltung jeweilig festge-
setzten Untersuchungsmethoden zu bedienen.

Obliegenheiten und Rechte der Untersuchungs-
anstalten.

§ 26 (1) Die Untersuchungsanstalten des
Bundes sind verpflichtet, sowohl auf Verlangen
der mit der Aufsicht über die Handhabung dieses
Gesetzes betrauten Behörden und Organe (§ 2
Abs. 1 und 2) und der Gerichte als auch über
Ansuchen von Privatpersonen die Untersuchung
der der Anstalt zur Untersuchung überbrachten
Lebensmittel und in den Rahmen dieses Gesetzes
fallenden Gebrauchsgegenstände innerhalb des
der Untersuchungsanstalt eingeräumten Wir-
kungskreises vorzunehmen und hierüber Befund
und Gutachten abzugeben.

(2) Die Untersuchungsanstalten des Bundes und
die im Sinne des § 25 genehmigten Unter-
suchungsanstalten sind berechtigt, durch ihre
eigenen Organe die den Aufsichtsorganen nach
§ 3 eingeräumten Befugnisse unter Zuziehung
dieser Organe auszuüben, wenn es der Unter-
suchungsanstalt im Laufe einer anhängigen
Untersuchung notwendig erscheint oder wenn
sie von einer Behörde der allgemeinen staatlichen
Verwaltung oder einer Gemeinde zur Entnahme
von Proben im Sprengel der genannten Behörde,
beziehungsweise im Gemeindegebiet ersucht
werden.

(BGBl. Nr. 231/1950, Art. I Z. 8, und Über-
gangsgesetz 1920 in der Fassung BGBl. Nr. 368/
1925, § 8 Abs. 5 Eingang sowie lit. a und b.)

Überprüfung des Befundes einer Untersuchungs-
anstalt.

§ 27. Hat eine Behörde der allgemeinen staat-
lichen Verwaltung, aus deren Bezirk eine der
Untersuchung unterzogene Probe entnommen
wurde, oder ein Gericht gegen den Befund, inso-
fern mit demselben ausgesprochen wurde, daß



920 Stück 55, Nr. 239.

sich bei Prüfung der Ware ein Anstand nicht
ergeben habe, gegründete Bedenken, so hat die
Behörde der allgemeinen staatlichen Verwaltung,
beziehungsweise das Gericht die Überprüfung
durch eine andere, und zwar durch eine Unter-
suchungsanstalt des Bundes zu veranlassen.

(BGBl. Nr. 231/1950, Art. I Z. 8, und Über-
gangsgesetz 1920 in der Fassung BGBl. Nr. 368i
1925, § 8 Abs. 5 Eingang sowie lit. a und b.)

Anzeigepflicht der Untersuchungsanstalt.

§ 28. In allen Fällen, in denen eine Unter-
suchungsanstalt anläßlich der von ihr durchge-
führten Untersuchung eines Lebensmittels oder
eines in den Rahmen dieses Gesetzes fallenden
Gebraudisgegenstandes den Verdacht des Tat-
bestandes einer strafbaren Handlung schöpft, hat
die Untersuchungsanstalt an den Staatsanwalt
des zuständigen Gerichtes und, wenn letzteres
der Anstalt nicht bekannt ist, an den Staatsan-
walt des Gerichtes, in dessen Sprengel sich die
Untersuchungsanstalt befindet, die Anzeige zu
erstatten.

(BGBl. Nr. 231/1950, Art. I Z. 8.)

Kosten der Untersuchung.

§ 29 (1) W e n n eine Pr iva tperson bei einer
Untersuchungsanstal t des Bundes u m die U n t e r -
suchung eines in den R a h m e n dieses Gesetzes
fallenden Lebensmittels oder Gebrauchsgegen-
standes ansucht, so ha t sie die Kosten der U n t e r -
suchung zu erlegen u n d k a n n deren Rückersatz
dann ansprechen, w e n n die durchgeführte U n t e r -
suchung den Anlaß zu einer rechtskräftigen Ver-
ur te i lung oder Verfal lserklärung (§ 20 Abs. 2)
gegeben hat .

(2) Im übrigen gelten hinsichtlich der Kosten
der Unte rsuchung die Best immungen der Straf-
p rozeßo rdnung bezüglich der Kosten des Straf-
verfahrens.

(3) Die Kosten der Untersuchung sind nach
dem festgesetzten Gebührentar i f (§ 24) zu
berechnen.

(4) Die v o n einer Par te i der Untersuchungs-
anstalt zu ersetzenden Kosten der Untersuchung
können im Verwal tungsweg eingetrieben werden.
(BGBl. Nr. .172/1950, VVG. 1950.)

(BGBl. Nr. 231/1950, Art. I Z. 8.)

Zulässigkeit der Führung des Sachverständigen-
beweises durch die Beurkundungen der Auf-

sichtsorgane und Untersuchungsanstalten.

§ 30. Die Untersuchungsanstalten (§§ 24 und
25) und, soweit es sich um Fälle des § 5 Abs. 2,
3 und 4 handelt, die im § 2 Abs. 1 und 2 und
§ 26 Abs. 2 bezeichneten Organe sind hinsicht-
lich ihrer im Strafverfahren nach diesem Gesetz
abzugebenden Beurkundungen, Befunde und
Gutachten gleich den im Sinne des § 119 der

Strafprozeßordnung 1945 bei dem Gericht ange-
stellten Sachverständigen zu betrachten.

(Strafprozeßordnung 1945, A Slg. Nr. 1.)

Gewerbsmäßig betriebene Untersuchung von
Lebensmitteln und Gebrauchsgegenständen durch

Private.

§ 31. Privatpersonen, welche die Untersuchung
von Lebensmitteln und von Gebrauchsgegen-
ständen der im § 1 erwähnten Art gegen Entgelt
zu betreiben beabsichtigen, bedürfen hiezu einer
besonderen Bewilligung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung. Demselben ist vorbe-
halten, fallweise über die Zulassung von Bewer-
bern zu dem beabsichtigten Geschäftsbetrieb und
über dessen Umfang zu entscheiden und die
Bedingungen für die Ausübung desselben vorzu-
schreiben.

(BGBl. Nr. 231/1950, Art. I Z. 8.)

Ausführungsbestimmungen.

§ 32. (1) Dieses Gesetz ist in seiner u r sp rüng -
lichen Fassung sechs Monate nach seiner K u n d -
machung am 13. O k t o b e r 1897 in Kraft getreten
und nach seiner Aufhebung durch die Vero rd -
nung v o m 4. Jänner 1940, Deutsches RGBl. I
S. 40, durch § 2 des Gesetzes StGBl. N r . 197/
1945 am 2 1 . O k t o b e r 1945 wieder in Kraf t
getreten. Die durch die Novel le BGBl. N r . 231 /
1950 geänderten Best immungen sind am 24. De-
zember 1950 in Kraft getreten.

(2) Entfäll t . (Im Hinblick auf das Strafgesetz
1945, A Slg. Nr. 2.)

(3) Die Best immungen des Gesetzes v o m
29. Februar 1880, RGBl . N r . 37, betreffend die
Abwehr u n d Ti lgung der Rinderpes t , u n d des
Gesetzes vom 17. August 1892, RGBl. N r . 142,
betreffend die A b w e h r u n d Ti lgung der Lungen-
seuche der Rinder , bleiben, insoweit sie nicht
durch spätere Gesetze abgeänder t oder aufge-
hoben wurden, unberührt . (Die übrigen in der
ursprünglichen Fassung dieses Absatzes angeführ-
ten Gesetze und die dort zitierte Ministerialverord-
nung werden ebenso wie der letzte Satz in der
ursprünglichen Fassung dieses Absatzes als nicht
mehr geltend festgestellt. RGBl. Nr. 177/1909 in
der Fassung BGBl. II Nr. 348/1934, BGBl.
441/1935 und BGBl. Nr. 122/1949, ferner RGBl.
Nr. 180/1909, RGBl. Nr. 182/1909 und StGBl.
Nr. 197/1945.)

§ 33. (1) Mit dem Geltungsbeginn der Lebens-
mittelgesetznovelle vom 22. November 1950,
BGBl. Nr. 231, das ist mit 24. Dezember 1950,
sind folgende im § 1 der Verordnung zur Ein-
führung der Lebensmittelgesetzgebung in der
Ostmark und im Reichsgau Sudetenland vom
4. Jänner 1940, Deutsches RGBl. I S. 40 (GBl.
f. d. L. Ö. Nr. 16/1940), eingeführten reichs-
rechtlichen Vorschriften außer Kraft getreten:
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1. Verordnung über Wermutwe in und
Kräuterwein vom 20. März 1936, Deutsches
RGBl. I S. 196,

2. Gesetz über den Verkehr mi t Absinth vom
27. Apri l 1923, Deutsches RGBl. I S. 257,

3. Verordnung über Honig vom 21 . März 1930,
Deutsches RGBl. I S. 101,

4. Verordnung über Kunsthonig vom 21 . März
1930, Deutsches RGBl. I S. 102,

5. Verordnung über Kaffee vom 10. Mai 1930,
Deutsches RGBl. I S. 169,

6. Verordnung über Kaffee-Ersatzstoffe und
Kaffee-Zusatzstoffe vom 10. Mai 1930, Deut-
sches RGBl. I S. 171,

7. Verordnung über Obsterzeugnisse vom
15. Juli 1933, Deutsches RGBl. I S. 495, in der
Fassung vom 17. August 1938, Deutsches
RGBl. I S. 1048,

8. Verordnung über Kakao und Kakao-Er-
zeugnisse vom 15. Juli 1933, Deutsches RGBl. I
S. 504,

9. Verordnung über Speiseeis vom 15. Juli
1933, Deutsches RGBl. I S. 510,

10. Verordnung über Teigwaren vom 12. N o -
vember 1934, Deutsches RGBl. I S. 1181,

11. Verordnung über Tafelwässer vom 12. N o -
vember 1934, Deutsches RGBl. I S. 1183, in der
Fassung vom 11. Februar 1938, Deutsches
RGBl. I S. 199,

12. Verordnung über Knochenfett vom 8. Juli
1936, Deutsches RGBl. I S. 565,

13. Verordnung gegen die Verwendung von
Mineralölen im Lebensmittelverkehr vom
22. Jänner 1938, Deutsches RGBl. I S. 45,

14. Verordnung über koffeinhaltige Er-
frischungsgetränke vom 24. Juni 1938, Deutsches
RGBl. I S. 691,

15. Verordnung über Blutplasma vom
14. September 1939, Deutsches RGBl. I S. 1774.

(2) Die bis zum Inkraft t reten der Lebens-
mittelgesetznovelle, BGBl. N r . 231/1950, auf
Grund der §§ 2, 6, 7, 10 und 24 des Lebens-
mittelgesetzes in seiner ursprünglichen Fassung er-
gangenen Verordnungen gelten als im Sinne des
Bundesgesetzes vom 22. November 1950, BGBl.
N r . 231 (Lebensmittelgesetznovelle), erlassen.

(3) Auf Strafsachen der in den §§ 9 und 10
dieses Gesetzes in seiner ursprünglichen Fassung
bezeichneten Ar t , in denen am Tage des Inkraf t -
tretens der Lebensmittelgesetznovelle, BGBl.
N r . 231/1950, d. i. am 24. Dezember 1950,
schon eine Strafverfügung erlassen oder das U r -
teil erster Instanz gefällt worden ist, ist das neue
Recht n u r anzuwenden, wenn die gerichtliche
Entscheidung infolge eines Einspruches, eines
Rechtsmittels oder infolge Wiederaufnahme des
Strafverfahrens beseitigt wird .

(BGBl. Nr. 231/1950, Art. II Z. 1 bis 3.)

§ 34. Mit der Vol lz iehung dieses Bundes-
gesetzes ist das Bundesminister ium für soziale
Verwal tung , soweit es sich aber u m eine Ange-
legenheit handelt , durch die das gerichtliche
Strafrechtswesen b e r ü h r t wird , das Bundesmini-
s ter ium für Justiz, hinsichtlich des § 23 Abs. 3
auch das Bundesminis ter ium für Land- und
Forstwirtschaft u n d das Bundesminis ter ium für
Handel und Wiederaufbau betraut.

(BGBl. Nr. 231/1950, Art. I Z. 9.)
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